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I. STUDIEREN AN BERLINER 
HOCHSCHULEN: EINE KURZE – 
STATISTISCHE – EINFÜHRUNG 

Wissenschaft ist seit vielen Jahren Im-
pulsgeberin der wachsenden Stadt Ber-
lin. „Berlin ist eine Stadt, die inspirie-
rend, vielfältig, tolerant und weltoffen 
ist. Sie ist ein attraktiver Ort für Stu-
dierende […].“1 Dies sind die einleiten-
den Worte zur Gesetzgebung des neuen 
Berliner Hochschulrechts und zugleich 
eine treffende Verortung von Stadt, Land 
und Studierenden, die sich als Leitlinie 
der Entwicklung von Vielfalt in Berlin 
aufnehmen lässt. 

Am 30. Juni 2025 wohnen etwa 3,9 
Millionen Menschen mit Hauptwohnsitz 
in Berlin. Berlinweit stieg die Zahl der 
Ausländer und Deutschen mit Migra-
tionsgeschichte auf 41,7% von 39,7% im 
Jahr 2023.2 Im Wintersemester 2024/25 
waren an den Berliner Hochschulen 
200.852 Studierende eingeschrieben.3 
Eine kurze Übersicht zu Diversität und 
Studierenden mit Beeinträchtigungen 
soll Tabelle 1 vermitteln.4

Konkret bietet sich folgendes Bild an 
der Freien Universität Berlin. Es stu-
dierten im Wintersemester 2023/24 ca. 
33.900 Studierende an der Universität, 
während rund 12% der Bachelorstu-
dierenden eine Behinderung, chroni-
sche Erkrankung oder sonstige gesund-
heitliche Beeinträchtigung haben. Zu-
dem gaben bei einer internen Befragung 

(2019) ca. 25% der Studierenden ein de-
pressives Syndrom und 30% eine gene-
ralisierte Angststörung an.5

Die Antwort auf eine Schriftliche 
Anfrage im Abgeordnetenhaus Berlin 
vom 18. Februar 2026 in der Drucksa-
che 19/25 073 gibt einen aktuell um-
fassenden Überblick über die Barrie-
refreiheit an den staatlichen Berliner 
Hochschulen, der kurz zusammenge-
fasst werden soll. 

Die bauliche Barrierefreiheit ist an 
den Berliner Hochschulen sehr unein-
heitlich ausgeprägt. Während einzel-
ne Einrichtungen eine nahezu vollstän-
dige physische Zugänglichkeit ihrer 

Lehr-, Lern- und Verwaltungsbereiche 
durch Rampen, Aufzüge, automatische 
Türsysteme und barrierefreie Sanitärein-
richtungen gewährleisten, wie z.B. die 
Hochschule für Wirtschaft und Recht 
Berlin ausweist, bestehen an anderen 
Hochschulen Defizite. Maßgebliche Ur-
sache hierfür ist häufig der baurechtli-
che Bestands- und Denkmalschutz. His-
torische Gebäudebestände können bau-
ordnungsrechtlich nur eingeschränkt 
angepasst werden, sodass vollständige 
Barrierefreiheit in diesen Fällen schwer 
realisierbar ist. Bei der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin verfügen beispielsweise 
60% der für Lehre, Forschung und Ver-
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Studierende gesamt zum WiSe 2024/25 200.852

davon weiblich ca. 52%

davon ausländische Staatsangehörigkeit 49.801 / 24,8%

davon mit studienerschwerender Beeinträchtigung (dieser und 
folgende Werte nach Hochrechnung von best3)

ca. 32.100 / 16%

davon mit psychischer Erkrankung (best3) ca. 20.900 / 65%

davon mit chronisch-somatischer Erkrankung § 2 Abs. 1 SGB IX (best3) ca. 4.200 / 13%

davon mit Schwerbehinderung GdB ≥ 50 (best3) ca. 1.300 / 4%

TABELLE 1: Diversität und Studierende mit Beeinträchtigungen an 
Berliner Hochschulen
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waltung genutzten Gebäude über bar-
rierefreie Zugänge, Aufzüge und bar-
rierefreie WC-Anlagen, während bei 
60 Gebäuden der Denkmalschutz ent-
sprechende bauliche Anpassungen ein-
schränkt. Das Zwei-Sinne-Prinzip – die 
simultane Vermittlung von Informa-
tionen und Orientierungshilfen über 
mindestens zwei Sinne wie Sehen, Hö-
ren und Tasten – wird an den Berliner 
Hochschulen in unterschiedlichem Um-
fang verwirklicht. In Neubauten sowie 
in Aufzugsanlagen und Alarmsystemen 
ist es regelmäßig umgesetzt, etwa durch 
akustische Ansagen, Brailleschrift und 
optische Signale. Im Gebäudebestand 
hingegen bleibt die Umsetzung vieler-
orts lückenhaft; einzelne Hochschulen 
befinden sich noch in der Bestandsauf-
nahme und Konzeptionsphase.

Im digitalen Bereich ergreifen die 
Hochschulen vielfältige Maßnahmen 
zur Förderung der Barrierefreiheit, da-
runter die Screenreader-Kompatibilität 
von Lernmanagementsystemen, Unter-
titelungsdienste für Videos, die Bereit-
stellung von Inhalten auch in Leichter 
Sprache sowie Schulungsangebote für 
Lehrende zur Erstellung barrierefreier 
Lehrmaterialien. Die Hochschule für 
Wirtschaft und Recht Berlin bietet ex-
emplarisch einen eigenen Moodle-Kurs 
zur Barrierefreiheit für alle Hochschul-
angehörigen an und stattet Seminarräu-
me als „Blended Classrooms" für hyb-
ride Lehrveranstaltungen aus.

Betont wird zutreffend, dass die För-
derung von Inklusion und Teilhabe als 
Schwerpunkt in den Hochschulverträ-
gen verankert ist. Kurz zu deren Ver-
ständnis: vor nahezu 30 Jahren im Jahr 
1997 hat das Land Berlin das System der 
Finanzierung der staatlichen Hochschu-
len auf Hochschulverträge umgestellt. 
Grund war, den Berliner Hochschulen 
Planungssicherheit und Kontinuität in 
der Finanzierung zu gewährleisten. Die 
Input-Steuerung wurde durch die Out-
put-Steuerung abgelöst. Die Höhe des 
Zuschusses durch das Land Berlin ist 
seither von der Erfüllung konkreter Ziel-
vorgaben abhängig, die mit den Hoch-
schulen ausgehandelt werden. Der Berli-
ner Senat und das Berliner Abgeordne-

tenhaus müssen der Unterzeichnung der 
Hochschulverträge zustimmen.6 Eine 
zweimal jährlich tagende Arbeitsgrup-
pe unter Beteiligung der Beauftragten 
für Studierende mit Behinderungen und 
chronischen Erkrankungen aller Hoch-
schulen und des Studierendenwerks Ber-
lin soll Handlungsbedarfe identifizieren 
und die Umsetzung begleiten. Konkre-
te Zeitpläne für einzelne Maßnahmen 
werden indes nicht benannt. 

II. DIE ENTWICKLUNG ZU EINER 
HOCHSCHULE DER VIELFALT IM 
BERLINER HOCHSCHULRECHT

Eine lange Tradition im Berliner Hoch-
schulrecht hat die Gleichstellung der 
Frau, die institutionell mit der Frauen-
beauftragten im Berliner Hochschulge-
setz vertreten war. Später kam die Ver-
tretung der Studierenden mit Behinde-
rungen mit der/dem Beauftragten für 
diesen Studierendenkreis hinzu. Das 
Berliner Hochschulgesetz (BerlHG)7 
wurde im Jahr 2021 durch das Gesetz 
zur Stärkung der Berliner Wissenschaft8 
novelliert und ein ganzheitlicher Inklu-
sionsansatz implementiert. 

Ein Novum in der deutschen Hoch-
schullandschaft ist jedoch die mit der 
Novelle 2021 mit § 5b Berliner Hoch-
schulgesetz eingeführte verpflichtende 
Vielfalt der Hochschule. Das gesetz-
liche Konzept wird von einem integ-
rativ-ganzheitlichen Diversitäts- und 
Diskriminierungsfreiheits-Modell ge-
tragen. Es ist eine konsequente Fort-
schreibung des bisherigen Hochschul-
rechts. Deutlich hervorzuheben ist die 
in § 5b BerlHG neu normierte Quali-
tät des Berliner Hochschulrechts. Die 
Vorschrift soll daher an dieser Stelle 
zitiert werden:

§ 5b Berliner Hochschulgesetz 	
Hochschule der Vielfalt

(1) Die Hochschulen wirken bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben auf die 
Gleichstellung aller Menschen und 
eine diskriminierungsfreie Bildung 
hin; sie fördern eine gleichberechtigte 

Teilhabe aller Menschen und tragen 
zum Abbau bestehender Hindernisse 
bei. Die Hochschulen wirken darauf 
hin, dass alle Mitglieder der Hoch-
schule die ihrer Qualifikation ent-
sprechend gleichen Entwicklungs-
möglichkeiten haben und sich dis-
kriminierungsfrei entfalten können.

(2) Die Hochschulen sind verpflichtet, 
Diskriminierungen insbesondere we-
gen des Geschlechts, der ethnischen 
Herkunft, einer rassistischen oder an-
tisemitischen Zuschreibung, der Reli-
gion und Weltanschauung, einer Be-
hinderung, einer chronischen Erkran-
kung, des Lebensalters, der Sprache, 
der sexuellen und geschlechtlichen 
Identität sowie der sozialen Herkunft 
und des sozialen Status zu verhindern 
und bestehende Diskriminierungen 
zu beseitigen. Zu diesem Zweck ent-
wickelt jede Hochschule ein Konzept 
für Antidiskriminierung und Diver-
sität. Dazu gehört auch die Analyse 
von Benachteiligungen, die Ermitt-
lung ihrer Ursachen und die Umset-
zung von Maßnahmen zum Abbau 
von individuellen und strukturellen 
Barrieren. Zum Abbau bestehender 
Nachteile können positive Maßnah-
men getroffen werden, soweit sie ver-
fassungsrechtlich oder einfachgesetz-
lich zulässig sind.

(3) Jede Hochschule richtet für die 
Anliegen der diskriminierungsfrei-
en Hochschule eine Beratungs- und 
Beschwerdestelle ein, die die Orga-
ne der Hochschule insbesondere bei 
der Entwicklung von Studiengängen 
und Fragen der Studierbarkeit sowie 
in Berufungsverfahren berät und bei 
Fragen im Einzelfall zur Verfügung 
steht. Informationen über persönli-
che und sachliche Verhältnisse von 
Betroffenen dürfen nicht ohne de-
ren Einverständnis an Dritte wei-
tergegeben oder sonst verwertet wer-
den. Näheres regelt die Hochschule 
durch Satzung.

(4) Die Hochschulen regen durch ihre 
Öffentlichkeitsarbeit insbesondere in 
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an der jeweiligen Hochschule unter-
repräsentierten Bevölkerungsgrup-
pen die Aufnahme eines Studiums 
an. Sie beraten und unterstützen bei 
der Entscheidung über die Aufnah-
me eines Studiums und die Wahl des 
Studienfaches sowie im Hinblick auf 
bestehende Berufsperspektiven. Sie 
berücksichtigen die besonderen Be-
dürfnisse internationaler Studieren-
der und Studierender mit Migrati-
onsgeschichte. Sie bauen bestehende 
Nachteile für transgeschlechtliche, in-
tergeschlechtliche, nicht binäre und 
Menschen mit dem Geschlechtsein-
trag „divers“ oder „ohne Angabe“ ab. 
Sie unterstützen Studierende mit Fa-
milienpflichten. Die Hochschulen be-
treiben außerdem Öffentlichkeitsar-
beit zur Gewinnung von Personal mit 
heterogenen Hintergründen. Nähe-
res regelt das Personalentwicklungs-
konzept.

(5) Die Hochschulen berücksichti-
gen die besonderen Bedarfe von Stu-
dierenden und von Studienbewer-
bern und Studienbewerberinnen mit 
Behinderungen gemäß § 3 des Be-
hindertengleichstellungsgesetzes vom 
27. April 2002 (BGBl. I S. 1468), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 1387) ge-
ändert worden ist, oder chronischen 
Erkrankungen und treffen in allen Be-
reichen die erforderlichen Maßnah-
men zu ihrer Inklusion. Insbesonde-
re arbeiten sie darauf hin, dass die 
Angebote der Hochschule barriere-
frei auffindbar, zugänglich und nutz-
bar sind. Über den Fortschritt bei der 
Herstellung von Barrierefreiheit be-
richten sie regelmäßig, mindestens je-
doch alle drei Jahre. Für die Durch-
führung des Studiums und der Prü-
fungen sind geeignete Maßnahmen 
zu treffen, die unter Wahrung der 
Gleichwertigkeit einen Nachteilsaus-
gleich gewährleisten.

(6) Die Hochschulen berücksichti-
gen die Bedarfe von Menschen mit 
unterschiedlichen geschlechtlichen 
Identitäten. Dies betrifft insbeson-

dere die mündliche und schriftliche 
Ansprache in für den hochschulinter-
nen Verkehr bestimmten Unterlagen 
und Bescheinigungen, die auf Antrag 
mit den selbstgewählten Vornamen 
und Angaben zur Geschlechtszugehö-
rigkeit ausgestellt werden; eine zwei-
felsfreie Zuordnung von Studien- und 
Prüfungsleistungen zu einer Person 
ist dabei sicherzustellen. Auf die Be-
seitigung von bestehenden und auf 
die Vorbeugung möglicher Diskri-
minierungen wird hingewirkt. Nä-
heres wird durch Satzung geregelt.

(7) Die Hochschulen fördern diskri-
minierungskritische Lehre und For-
schung. Sie unterstützen das Personal 
mit Lehraufgaben dabei, ein diskri-
minierungssensibles und gleichbe-
rechtigtes Lehr- und Lernumfeld zu 
schaffen.

(8) Die Geltung sonstiger Benachteili-
gungsverbote oder Gebote der Gleich-
behandlung wird durch dieses Gesetz 
nicht berührt. Dies gilt auch für öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften, die 
dem Schutz bestimmter Personen-
gruppen dienen.

Diese Vorschrift bildet zudem einen 
wichtigen Ausgangspunkt, um die bis 
dahin bestehenden institutionellen Be-
auftragtenfunktionen zur Gleichstellung 
und für den Personenkreis mit Behin-
derungen und chronischen Erkrankun-
gen weiter zu stärken. Zunächst wurde 
die bis dahin bereits überfällige Anpas-
sung der Entwicklung von Gleichstel-
lung im Gesetz nachvollzogen und die 
Frauenbeauftragte funktionell erwei-
tert zur Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten in § 59 BerlHG, um die 
Geschlechtervielfalt sowie einen inter-
sektionalen Ansatz abzubilden. Die/der 
Beauftragte für Studierende mit Behin-
derungen wurde in der institutionel-
len Ausgestaltung (§ 28a BerlHG) ver-
bessert, siehe unten. Dabei belässt es 
die Gesetzesnovelle jedoch nicht, wie 
der zitierte Gesetzestext bereits deut-
lich macht. Dies soll anschließend nä-
her ausgeführt werden.

III. EINBETTUNG IN DEN 
BERLINER RECHTSRAHMEN

Die Hochschule der Vielfalt nach § 5b 
Berliner Hochschulgesetz hat im Kern 
die Gleichstellung aller Menschen und 
eine diskriminierungsfreie Bildung an 
den öffentlichen Hochschulen im Land 
zum Gegenstand. Verfassungsrecht-
lich bilden auf Bundesebene Artikel 3 
des Grundgesetzes, insbesondere Art. 3 
Abs. 3 S. 2 Grundgesetz, der eine Benach-
teiligung wegen einer Behinderung un-
tersagt9 sowie ergänzend Art. 10 ff. Ver-
fassung zu Berlin das Fundament für 
Vielfalt und Chancengerechtigkeit. Es 
sind explizit Verpflichtungen des Lan-
des normiert, wie beispielsweise zur Her-
stellung von und Sicherung der Gleich-
stellung und gleichberechtigter Teilha-
be von Frauen und Männern auf allen 
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens 
(Art. 10 Abs. 3 Satz 2 Verfassung von 
Berlin) oder für gleichwertige Lebens-
bedingungen von Menschen mit Behin-
derung zu sorgen (Art. 11 Satz 2 Verfas-
sung von Berlin). Insbesondere Diversi-
tätsmerkmale werden diskutiert, wie sie 
das Leben und die Werte in der Gesell-
schaft widerspiegeln. Exemplarisch steht 
hierfür das Merkmal der Rasse (Art. 3 
Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz, Art. 10 Abs. 2 
Verfassung von Berlin). Das Land Ber-
lin hat hier bereits eine Anpassung in 
§ 5b Berliner Hochschulgesetz, auch in 
Übereinstimmung mit § 2 Landesanti-
diskriminierungsgesetz, mit der wört-
lichen Konkretisierung „einer rassisti-
schen und antisemitischen Zuschrei-
bung“ vorgenommen.

Das Benachteiligungsverbot von Stu-
dienbewerberinnen und -bewerbern so-
wie Studierenden hochschulischer Bil-
dung an den landeseigenen Hochschulen 
ist von diesem speziellen Gleichheits-
grundsatz ausdrücklich erfasst. Es ist 
Teil der objektiven Werteordnung und 
beinhaltet für den Staat eine besondere 
Verantwortung gegenüber diesem Per-
sonenkreis.10

Das Berliner Landesrecht ergänzt 
das Verfassungsrecht und die bundes-
gesetzlichen Regelungen durch mehre-
re spezifische Gesetze, die Vielfalt und 
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Chancengerechtigkeit fördern, herstellen 
und sichern sollen, wie Tabelle 2 zeigt.

Das Landesgleichberechtigungsge-
setz (LGBG) Berlin11 bildet den zentra-
len landesrechtlichen Rahmen für die 
Gleichstellung und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen im Land Ber-
lin. Ziel ist es nach § 1 des Gesetzes den 
vollen und gleichberechtigten Genuss 
aller Rechte durch alle Menschen mit 
Behinderungen im Land Berlin zu för-
dern, zu schützen und zu gewährleisten, 
in Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention und Art. 11 der Ver-
fassung zu Berlin. Als öffentlich-recht-
liche Körperschaften des Landes Berlin 
sind die Berliner Hochschulen Norm-
adressaten gemäß § 2 Abs. 1 des Lan-
desgleichberechtigungsgesetzes. 

Berlin war bis zu diesem Jahr das ein-
zige Bundesland mit einem allgemei-
nen Landesantidiskriminierungsge-
setz (LADG), das die gesamte öffentli-
che Verwaltung erfasst (§ 3 LADG). Ziel 
dieses Gesetzes ist die tatsächliche Her-
stellung und Durchsetzung von Chan-
cengleichheit, die Verhinderung und 
Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung sowie die Förderung einer Kul-

tur der Wertschätzung von Vielfalt (§ 1 
LADG). Wie auch das Landesgleich-
berechtigungsgesetz gilt dieses Gesetz 
für die staatlichen Berliner Hochschu-
len (§ 2 LADG).

Die Geltung dieser Gesetze bleibt 
nach § 5b Abs. 8 BerlHG unberührt12, 
so dass sie ergänzend zur Anwendung 
kommen. § 5b BerlHG ist lex specialis, 
jedoch könnte im Einzelfall insbeson-
dere für Beschäftigte in der Hochschul-
verwaltung oder externes Lehrpersonal 
eine ergänzende Geltung für Gleichstel-
lung, Inklusion und Antidiskriminie-
rung relevant werden.

IV. BEDEUTUNG UND REGE-
LUNGSZWECK VON § 5b BerlHG 
IM KONTEXT VON DIVERSITÄT, 
GLEICHSTELLUNG UND INKLU-
SION

§ 5b BerlHG verpflichtet die Hochschu-
len in Umsetzung des durch Art. 20 
Abs. 1 Verfassung von Berlin garan-
tierten Rechts auf Bildung und des Dis-
kriminierungsverbots nach Art. 11 der 
Verfassung von Berlin bei der Erfüllung 

der hochschulischen Aufgaben auf die 
Gleichstellung aller Menschen und eine 
diskriminierungsfreie Bildung hinzu-
wirken, die gleichberechtigte Teilhabe 
aller zu fördern und zum Abbau beste-
hender Hindernisse beizutragen (§ 5b 
Abs. 1 S. 1 BerlHG). Zusätzlich verfolgt 
die Vorschrift das Ziel, dass alle Mit-
glieder der Hochschule die ihrer Qua-
lifikation entsprechend gleichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten haben und sich 
diskriminierungsfrei entfalten können 
(§ 5b Abs. 1 S. 2 BerlHG). Das ist beson-
ders relevant, denn diese Vorschrift ad-
ressiert nicht nur Studierende als die 
Mehrheit der Mitglieder der Hochschu-
le, sondern das hochschuleigene Perso-
nal, wie Lehrende, Forschende und die 
Beschäftigten in der Hochschulverwal-
tung. Mit dieser Regelung unterstreicht 
der Gesetzgeber – wörtlich –, „[…] dass 
die Hochschulen sich ihrer gesellschaft-
lichen Verantwortung als Bildungsstätte 
und Arbeitgeberin bewusst sind.“13 Der 
Gesetzgeber setzt das Ziel, alle Bereiche 
des Hochschullebens und des Alltags an 
den Hochschulen einzubeziehen, mög-
liche Benachteiligungen zu identifizie-
ren und ein angemessenes Diversity-

Gesetz Anwendungsbereich Ziel

Landesgleichstellungsgesetz 
(LGG)

Berliner Verwaltung, landesunmittelbare öffent-
lich-rechtliche Körperschaften/Anstalten/Stiftun-
gen, Gerichte, Präsident des Abgeordnetenhauses, 
Rechnungshof, Datenschutzbeauftragter; erweitert 
auf Beteiligungen/Umwandlungen des Landes

Gleichstellung von Frauen und Männern, 
Frauenförderung, Abbau von Benachteiligungen, 
aktive Gleichstellungsverpflichtung

Gesetz über die Gleichberechti-
gung von Menschen mit und ohne 
Behinderungen (Landesgleichbe-
rechtigungsgesetz – LGBG)

Berliner Verwaltung, Träger öffentlicher Aufgaben, 
landesunmittelbare öffentliche Einrichtungen

Gleichberechtigung, Barrierefreiheit und Selbst-
bestimmung von Menschen mit Behinderungen 
im Land Berlin; Beseitigung von Benachteiligun-
gen und Förderung der Teilhabe

Landesantidiskriminierungs
gesetz (LADG)

Alle öffentlichen Stellen des Landes Berlin: ge-
samte öffentliche Verwaltung, landesunmittelbare 
öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen (§ 3 LADG)

Tatsächliche Herstellung und Durchsetzung von 
Chancengleichheit, die Verhinderung und Be-
seitigung jeder Form von Diskriminierung sowie 
die Förderung einer Kultur der Wertschätzung 
von Vielfalt (§ 1 LADG)

Gesetz zur Förderung der 
Partizipation in der Migrations-
gesellschaft des Landes Berlin 
(PartMigG / Partizipationsgesetz)

Öffentlicher Dienst Berlins, Verwaltungsstellen, 
Stellenbesetzung, Gremien, Fördermaßnahmen

Gleichberechtigte Teilhabe von Personen mit 
Migrationsgeschichte fördern; Vielfalt im öffent-
lichen Dienst stärken, inkl. Frauen mit Migra-
tionshintergrund (ergänzt LGG)

TABELLE 2: Ergänzende Gesetze des Berliner Landesrechts zur Förderung, Herstellung und Sicherung von Vielfalt und 
Chancengerechtigkeit
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Management zu entwickeln und zu im-
plementieren.14 Dafür setzt § 5b BerlHG 
einen konkreten Rahmen.

V. NEUE INHALTLICHE VOR-
GABEN UND STRUKTUREN IM 
AUSGEWÄHLTEN ÜBERBLICK

Auch im Hochschulrecht bildet das Land 
mit § 5b BerlHG seine Vorreiterrolle für 
Diversität, Gleichstellung und Inklusi-
on ab, wie die Diversitätsmerkmale in 
§ 5b Abs. 2 BerlHG verdeutlichen. Für 
Antidiskriminierung und Diversität im-
plementiert § 5b BerlHG nicht nur in-
haltliche Vorgaben, sondern auch neue 
Strukturen, die in der Gesamtheit ein 
integrativ-ganzheitliches Modell von 
Diversität, Gleichstellung und Inklusi-
on bilden. Für Berlin bedeutsam ist in 
einem ersten Schritt eine weitgehende 
Anlehnung an den Katalog der Diskri-
minierungsmerkmale des Berliner Lan-
desantidiskriminierungsgesetz (LADG). 
Der Gesetzgeber hat in einem zweiten 
Schritt bewusst den Katalog des Ber-
liner Hochschulgesetzes um den auch 
im tertiären Bildungssektor bedeutsa-
men Begriff der „sozialen Herkunft“ 
über den Katalog des LADG erweitert, 
um darauf bezogenen Benachteiligun-
gen entgegenzuwirken.15

Jede Hochschule wird zur Erstellung 
eines Konzepts für Antidiskriminie-
rung und Diversität gemäß § 5b Abs. 
2 BerlHG verpflichtet. Im Gesetz sind 
dazu auch Eckpunkte bereits formuliert, 
denn dem Konzept ist eine Analyse von 
Benachteiligungen und die Ermittlung 
ihrer Ursachen zugrunde zu legen. Um 
in der Hochschulpraxis zu wirken, hat 
das Konzept ebenfalls verbindlich die 
Umsetzung von Maßnahmen zum Ab-
bau von individuellen und strukturel-
len Barrieren zu enthalten. 

Strukturell sind die Hochschulen ver-
pflichtet, für die Anliegen einer diskri-
minierungsfreien Hochschule eine Be-
ratungs- und Beschwerdestelle einzu-
richten, die jede Hochschule individuell 
durch eine eigene Satzung auszugestal-
ten hat. Ausdrücklich berät diese Stelle 
die Organe der Hochschule insbesondere 

bei der Entwicklung von Studiengängen 
und Fragen der Studierbarkeit sowie in 
Berufungsverfahren und steht bei Fra-
gen im Einzelfall zur Verfügung (§ 5b 
Abs. 3 BerlHG). Normzweck ist auch 
die Sicherung der produktiven Nutzung 
von Vielfalt (Diversity Management) als 
Element der Qualitätssicherung, Inter-
disziplinarität und Bildungsgerechtig-
keit, die der Gesetzgeber als wichtigen 
Baustein für die Zukunft an den Hoch-
schulen ansieht.16 § 5b Abs. 4 BerlHG 
ergänzt dies durch die Pflicht, die be-
sonderen Bedürfnisse internationaler 
Studierender, Studierender mit Migra-
tionsgeschichte und Studierender mit 
Familienpflichten zu berücksichtigen 
sowie Nachteile für transgeschlechtli-
che, intergeschlechtliche und nicht-bi-
näre Menschen abzubauen.17

Strukturell neu ist ebenfalls die Funk-
tion Beauftragter/ Beauftragte für Di-
versität und Antidiskriminierung ge-
mäß § 59a BerlHG mit der Pflicht, dass 
jede Hochschule auf zentraler Ebene 
eine Anlaufstelle zur Wahrnehmung 
der Aufgaben gemäß § 5b Absatz 1 und 
2 BerlHG einzurichten hat. Seine/Ihre 
Aufgabe ist, auf die Realisierung chan-
cengerechter Zugangs-, Studien- und 
Arbeitsbedingungen und auf den Ab-
bau von Barrieren an der Hochschule 
hinzuwirken. Die Vorschrift enthält er-
gänzend die Möglichkeit der Unterstüt-
zung durch eine zentrale Stelle für Di-
versität. Zu ihrer Einrichtung sind die 
Hochschulen jedoch nicht verpflichtet.

Für die personelle Umsetzung von 
Diversität, Gleichstellung und Inklusi-
on sind damit nach dem Berliner Hoch-
schulrecht in der Hochschule der Viel-
falt (§ 5b BerlHG) folgende beauftrag-
te Personen zuständig:

•	 Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragte – § 59 BerlHG

•	 Beauftragte/r für Diversität und Anti
diskriminierung – § 59a BerlHG

•	 Beauftragte/r für Studierende mit Be-
hinderungen und chronischen Er-
krankungen – § 28a BerlHG.

Diese drei Beauftragtenfunktionen wer-
den in der Norm selbst nicht vollstän-

dig bezeichnet, sondern nur diejenige 
für Diversität und Antidiskriminierung. 
Dies ist insofern nachvollziehbar, weil 
die Hochschule als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts über § 5b BerlHG ver-
pflichtet wird. Der/die Beauftragte/r für 
Frauen und Gleichstellung sowie für Stu-
dierende mit Behinderungen und chro-
nischen Erkrankungen sind Interessen-
vertretungen und bilden nur einen Aus-
schnitt aus der Norm ab.

§ 5b Abs. 7 BerlHG enthält die klar-
stellende Verpflichtung der Hochschu-
len, die diskriminierungskritische Lehre 
und Forschung fördern. Der Gesetzge-
ber will damit aktiv die Entwicklung von 
Strategien zu einem diskriminierungs-
freien Umgang in Hochschule und Ge-
sellschaft unterstützen und das Erleben 
von Vielfalt als Gewinn im Hochschul-
alltag ausbauen.18

VI. § 5b ABS. 5 BerlHG: 
INKLUSION BEI BEHINDE
RUNGEN UND CHRONISCHEN 
ERKRANKUNGEN

In § 5b Abs. 5 BerlHG ist die Inklusion 
von Studienbewerberinnen/Studienbe-
werbern sowie von Studierenden mit Be-
hinderungen und chronischen Erkran-
kungen adressiert. Mit der Vorschrift 
soll die Chancengleichheit bei Studien- 
und Prüfungsbedingungen für betroffe-
ne Studierende, insbesondere auch für 
Studierende mit chronischen Erkran-
kungen gewährleistet werden.19

Hochschulen sind verpflichtet die 
besonderen Bedarfe dieses Personen-
kreises zu berücksichtigen und mit die-
sem Ziel, in allen Bereichen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu treffen. Ber-
lin ist dasjenige Bundesland, in dem 
der höchste Normen-Standard für Di-
versität, Gleichstellung und Inklusion 
im öffentlichen Bereich besteht, so dass 
es schon kurios ist, wenn § 5b Abs. 5 
BerlHG für den Begriff der Behinde-
rung auf § 3 Bundesgleichstellungsge-
setz verweist. Eine nahezu identische 
Definition von Behinderung ist in § 3 
Landesgleichstellungsgesetze enthal-
ten, wörtlich:
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Menschen mit Behinderungen im Sin-
ne dieses Gesetzes sind Menschen, die 
langfristige körperliche, seelische, in-
tellektuelle oder Sinnesbeeinträchti-
gungen haben, welche sie in Wech-
selwirkung mit einstellungs- und um-
weltbedingten Barrieren an der vollen, 
wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft hindern 
können. Als langfristig gilt in der Re-
gel ein Zeitraum, der mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Mona-
te andauert.

Die aktuell geführte Diskussion um den 
Begriff der „geistigen“ Behinderung hat 
Berlin durch den Begriff der intellektu-
ellen Beeinträchtigung ersetzt, der ei-
nem moderneren Verständnis dieser 
Beeinträchtigungen folgt.

§ 5b Abs. 5 BerlHG selbst enthält zwei 
Maßnahmen zur Inklusion:

 
•	 Barrierefreiheit 
•	 Nachteilsausgleiche für Studium und 

Prüfungen

Als erstes Regelbeispiel solcher Maßnah-
men spricht § 5b Abs. 5 Satz 2 BerlHG die 
Barrierefreiheit an, indem Hochschulen 
verpflichtet sind darauf hin zu arbeiten, 
dass die Angebote der Hochschule barri-
erefrei auffindbar, zugänglich und nutz-
bar sind. Über den Fortschritt bei der 
Herstellung von Barrierefreiheit berich-
ten sie regelmäßig, mindestens jedoch 
alle drei Jahre (§ 5b Abs. 5 S. 3 BerlHG). 
Die Norm umfasst damit den mit der 
Barrierefreiheit verbundenen Dreiklang 
an Dimensionen: physische Barriere-
freiheit von Gebäuden und Räumen, 
digitale Barrierefreiheit von Online-
Angeboten und -Systemen sowie kom-
munikative Barrierefreiheit von Infor-
mationen und Beratungsleistungen.20 
Mit der neu eingeführten schriftlichen 
Berichtspflicht soll sichergestellt wer-
den, dass die Hochschulen gegenüber 
der Öffentlichkeit regelmäßig über die 
Erfüllung ihrer Pflicht zur Herstellung 
von Barrierefreiheit berichten.21

Die zentral wichtige Maßnahme des 
Nachteilsausgleiches für die Inklusion 

von Studierenden mit Behinderungen 
und chronischen Erkrankungen ist in 
§ 5b Abs. 5 Satz BerlHG geregelt. Un-
ter Wahrung der Gleichwertigkeit sind 
Nachteilsausgleiche zur Durchführung 
des Studiums und der Prüfungen zu ge-
währleisten.

VII. DER/DIE BEAUFTRAGTE FÜR 
STUDIERENDEN MIT BEHINDE-
RUNGEN UND CHRONISCHEN 
ERKRANKUNGEN NACH § 28a 
BerlHG

§ 28a Abs. 1 BerlHG bestimmt, dass für 
Studierende mit Behinderungen gemäß 
§ 3 des Behindertengleichstellungsge-
setzes (BGG) oder mit chronischen Er-
krankungen vom Akademischen Senat 
ein Beauftragter oder eine Beauftragte 
zu wählen ist. Der Personenkreis wird 
zum einen um chronisch Erkrankte er-
gänzt22 sowie in § 28a Abs. 2 BerlHG 
der Personenkreis um Studienbewer-
berinnen und Studienbewerber zutref-
fend erweitert. Diese Vorschrift enthält 
die zentralen Bestimmungen für die-
se Funktion, wie sie auch in anderen 
Bundesländern verankert ist. Mit der 
Novelle des Berliner Hochschulgeset-
zes wurde der / die Beauftragte im Ein-
klang mit der Vielfalt der Hochschule 
in § 5b BerlHG gestärkt 

§ 28a Abs. 2 BerlHG umschreibt die 
Aufgaben des oder der Beauftragten 
umfassend in Übereinstimmung mit 
§ 5b Abs. 5 BerlHG. Er oder sie wirkt 
auf die Realisierung chancengerech-
ter Zugangs-, Studien- und Prüfungs-
bedingungen und ist damit zentral auf 
den Abbau von Barrieren in der Hoch-
schule ausgerichtet. Dazu gehört ebenso 
die übergreifende Beratungs- und Un-
terstützungsfunktion gegenüber dem 
Präsidium sowie allen übrigen Organen 
und Einrichtungen der Hochschule in 
sämtlichen Angelegenheiten für den be-
nannten Personenkreis. Der neugefasste 
§ 28a Abs. 3 BerlHG konkretisiert das 
Verbot der Beeinflussung, Benachteili-
gung und Begünstigung der oder des 
Beauftragten innerhalb der Hochschu-
le und soll somit wirkungsvoll zu einer 

Weitere Informationen zum Thema

Inklusive Hochschule unter Druck? 
Fachveranstaltung der Informations- und Beratungsstelle des Deutschen 
Studierendenwerks

Im November 2025 hat die Informations- und Beratungsstelle des Deutschen 
Studierendenwerks ihre jährliche Fachveranstaltung durchgeführt. In diesem 
Jahr wurde sich dem Thema „Inklusive Hochschule unter Druck? Das Arbeits-
feld der Beauftragten und Berater*innen im Fokus“ gewidmet.

Künstliche Intelligenz und digitale Transformation, ein zunehmend diversi-
tätskritisches politisches Klima und der globale Wettbewerb um Studierende 
und Wissenschaftler*innen bei knapper werdenden Ressourcen haben die Or-
ganisator*innen die Frage aufwerfen lassen, was diese Entwicklungen aktuell 
für die Sicherung einer inklusiven und chancengerechten Hochschule bedeu-
tet. Zu deren Bearbeitung wurden am ersten Tag aktuelle Handlungsfelder im 
Hochschulkontext in den Mittelpunkt gestellt (die Umsetzung der UN-BRK, 
die Nutzung generativer künstlicher Intelligenz und die wachsende Internati-
onalisierung der Studierendenschaft). Am zweiten Veranstaltungstag lag der 
Fokus auf konkreten Impulsen zur Unterstützung der Arbeit als Beauftragte*r 
und Berater*in für Studierende mit Behinderungen und chronischen Erkran-
kungen an Hochschulen und in Studierendenwerken.

Die barrierefrei aufbereitete Dokumentation der Tagung kann auf der Websei-
te des Deutschen Studierendenwerks abgerufen werden (in der Online-Biblio-
thek unter dem Thema „Studieren mit Behinderung“): https://www.studieren-
denwerke.de/themen/studieren-mit-behinderung/online-bibliothek/veran-
staltungsrueckblicke#c11588
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unabhängigen Aufgabenwahrnehmung 
im Sinne der Betroffenen beitragen.23 
§ 28a Abs. 4 BerlHG stattet den oder 
die Beauftragte mit den für die Amts-
ausübung erforderlichen Verfahrens-
rechten aus. Er oder sie hat das Recht 
auf notwendige und sachdienliche In-
formation sowie Teilnahme-, Antrags- 
und Rederecht in allen Gremien der 
Hochschule in allen Angelegenheiten, 
die die Belange des vertretenen Perso-
nenkreises betreffen. Abgesichert wird 
die Aufgabenwahrnehmung im Inter-
esse dieses Personenkreises durch eine 
weitreichende Verschwiegenheitspflicht 
in § 28a Abs. 6 BerlHG. Die neue Vor-
schrift enthält verpflichtende Regelun-
gen zur Vertraulichkeit und zum Da-
tenschutz, um die freie Unterstützung 
der Betroffenen zu gewährleisten und 
ein niederschwelliges Angebot bereit-
zustellen.24

§ 28a Abs. 5 BerlHG normiert eine 
periodische Berichtspflicht des oder der 
Beauftragten gegenüber dem Präsidium 
mindestens alle zwei Jahre. Der Aka-
demische Senat hat zu diesem Bericht 
Stellung zu nehmen. Von grundlegen-
der Bedeutung sind die sich anschlie-
ßende in § 28a Abs. 7 BerlHG geregelte 
Verpflichtung der Hochschule zur not-
wendigen Ressourcenausstattung und 
Freistellung der oder des Beauftragten.

VIII. DAS STUDIERENDENWERK 
BERLIN ALS AKTEUR FÜR EINE 
INKLUSIVE HOCHSCHULE MIT 
DER ZENTRALEN ZUSTÄNDIG-
KEIT FÜR INDIVIDUELLE INKLU-
SIONSLEISTUNGEN

Die Kernaufgaben des Studierenden-
werks Berlin, das eine rechtsfähige An-
stalt des öffentlichen Rechts mit Selbst-
verwaltung (§ 1 StudWG Berlin) ist, 
umfassen üblicherweise die soziale, ge-
sundheitliche, wirtschaftliche und kul-
turelle Betreuung von Studierenden, ein-
schließlich der Förderung barrierefrei-
er Studienbedingungen für Studierende 
mit Behinderungen und chronischen Er-
krankungen (§ 2 StudWG Berlin). Für 
das Land Berlin ist das Studierenden-

werk ein zentraler Akteur für eine in-
klusive Hochschule, der an dieser Stelle 
besonders hervorgehoben werden soll. 
Es ist der zentrale Träger für die Verga-
be der Leistungen zur Umsetzung einer 
inklusiven Hochschule gemäß § 9 Ab-
satz 2 BerlHG in Verbindung mit § 5b 
Absatz 5 BerlHG. 

Im Land Berlin wurde im Jahr 1999 
die Zuständigkeit für die jetzigen Leis-
tungen zur Teilhabe an (Hochschul-)
Bildung gemäß § 75 Absatz 1 i.V.m. Ab-
satz 2 Nr. 3 SGB IX gemäß § 9 Absatz 2 
i.V.m. § 5b Absatz 5 BerlHG den Hoch-
schulen übertragen.25 Die Vergabe die-
ser individuellen Inklusionsleistungen 
haben die öffentlichen und konfessio-
nellen Hochschulen in Berlin in ihrer 
Zuständigkeit dem Studierendenwerk 
übertragen und sie wird in einer Verwal-
tungsvereinbarung zwischen den Ver-
tragshochschulen und dem Studieren-
denwerk konkretisiert.26 Ziel dieser ver-
waltungsrechtlichen Richtlinie ist eine 
einheitliche Beurteilung der erforderli-
chen hochschulspezifischen Hilfen und 
der Leistungsverpflichtung der Hoch-
schulen. Ausdrücklich27 heißt es: „Die 
individuellen Inklusionsleistungen för-
dern die Selbsthilfe Studierender mit Be-
einträchtigung. Sie dienen der Aufnah-
me eines konkreten auf einen Abschluss 
bezogenen Studiums mit dem Ziel ei-
ner beruflichen Qualifizierung. Sie er-
gänzen die von den Hochschulen oder 
vom Studierendenwerk durch Einsatz 
oder Bereitstellung eigener Hilfsmit-
tel getroffenen Maßnahmen, z.B. bar-
rierefreier Zugang und Kommunikati-
on, PC-Arbeitsplätze, Literaturversor-
gung (strukturelle Hilfen). Die für die 
Lebensführung erforderlichen Hilfen, 
wie etwa zur medizinischen Versor-
gung, zur behindertengerechten Un-
terbringung oder zum Transport an die 
Hochschule bzw. zur Ausbildungsstätte, 
obliegen weiterhin den hierfür zustän-
digen Trägern.“ Anspruchsberechtigt 
sind Studienbewerberinnen und Stu-
dienbewerber auf einen Studienplatz 
an einer Berliner Hochschule und Stu-
dierende an Berliner Hochschulen mit 
Wohnsitz / gewöhnlichem Aufenthalt 
in Berlin/Brandenburg.28 Sie stellen den 

Antrag entsprechend direkt beim Stu-
dierendenwerk. 

Am 1. Januar 2026 ist der Rahmen-
vertrag 2026-2029 zwischen dem Land 
Berlin und dem Studierendenwerk in 
Kraft getreten und enthält in § 4 die 
Inklusion Studierender sowie Studien-
bewerberinnen bzw. Studienbewerber 
mit Behinderungen oder chronischen 
Erkrankungen.29 Die Vorschrift heißt: 

Das Studierendenwerk Berlin führt 
die mit den Hochschulen des Lan-
des Berlin, mit der Charité und mit 
den konfessionellen Hochschulen im 
Land Berlin zur Inklusion Studieren-
der sowie Studienbewerberinnen bzw. 
Studienbewerber mit Behinderun-
gen oder chronischen Erkrankungen 
geschlossene Vereinbarung mit dem 
Ziel fort, dass die Hilfe möglichst aus 
einer Hand erfolgt. Insofern die nach 
§ 3 Abs. 2 [des Rahmenvertrages mit 
dem Studierendenwerk Berlin über 
die Haushaltsjahre 2026 bis 2029] zur 
Verfügung stehenden Mittel für Inklu-
sionsleistungen für Studierende mit 
Behinderungen oder chronischen Er-
krankungen nicht ausreichen, erstat-
ten die Hochschulen die Aufwendun-
gen des Studierendenwerks der jeweils 
geltenden Hochschulverträge, des Cha-
rité-Vertrags sowie der o.g. Vereinba-
rung unabhängig davon, an welcher 
Hochschule die Aufwendungen ent-
standen sind. 

Das Land Berlin stellt dem Studieren-
denwerk Berlin mit diesem Rahmenver-
trag zur Vergabe der Inklusionsleistun-
gen einen jährlichen Zuschuss in Höhe 
von 1.250.000 Euro zur Verfügung. So-
fern der Landeszuschuss die Kosten nicht 
vollständig deckt, ist die Differenz von 
den Hochschulen zu tragen.

Im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern ist die Berliner Regelung von 
besonderem Wert, da die hochschul-
bezogenen Inklusionsleistungen insti-
tutionell beim Studierendenwerk kon-
zentriert sind, während sie in anderen 
Bundesländern der teilhaberechtlichen 
Rehabilitationsträgerlogik folgen. Das 
Studierendenwerk ist in Berlin damit 



die zentrale und in der Praxis sehr gut 
funktionierende Schnittstelle zwischen 
dem verwaltungsrechtlichen Hochschul-
recht und dem sozialrechtlichen Reha-
bilitations- und Teilhaberecht, ohne 
gesetzlicher Rehabilitationsträger (§ 6 
SGB IX) zu sein. Leistungen aus einer 
Hand, wie es ausdrücklich in den Rege-
lungswerken auch vorgesehen ist, kön-
nen im Sinne eines inklusiven Studie-
rens gut umgesetzt werden.

IX. FAZIT

Die mit dem Gesetz zur Stärkung der 
Berliner Wissenschaft im Jahr 2021 
eingeführte Vorschrift der Vielfalt der 
Hochschule des § 5b BerlHG bedeutet 
ein qualitatives Novum im deutschen 
Hochschulrecht. Sie entwickelt das bis 
dahin getrennt ausgestaltete Gleichstel-
lungs- und Inklusionsrecht in ein inte-
grativ-ganzheitliches Modell von Di-
versität, Gleichstellung und Inklusion. 
§ 5b Abs. 5, 28a sowie 44 Abs. 1 Satz 3 
BerlHG bilden gemeinsam einen zu-
kunftsorientierten landesrechtlichen 
Rahmen für Studierende mit Behinde-
rungen und chronischen Erkrankungen, 
wie er verfassungsrechtlich für Hoch-
schulen geboten ist. 
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